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In  Tschechien  wird  2017  weitgehend  als  ein  Schicksalswahljahr  wahrgenommen,  das
Weichen für die Weiterentwicklung des Landes stellen soll. Im Schatten des Konkurrenz-
kampfes in der traditionell zerstückelten politischen Szene spielt sich auch die Europa-
debatte ab. Die Abstimmung über eine Neuverteilung der Sitze im Abgeordnetenhaus ist
für Oktober geplant. In den Monaten davor, die zusätzlich von einer schweren Regierungs-
krise gekennzeichnet waren, konnte man mit substantiellen Initiativen auf dem Feld der
Europapolitik kaum rechnen. Die Entscheidung über die Stellung Tschechiens in der sich
wandelnden Europäischen Union, über weiteres Agieren des Landes in der Migrations-
frage und hinsichtlich der Annahme des Euro wird erst die neue Regierung treffen. 

Nach der Brexit-Entscheidung

Die knappe Entscheidung der Briten im Juni 2016, das europäische Integrationsprojekt zu
verlassen, wurde in Tschechien sehr aufmerksam verfolgt. Großbritannien wurde als Part-
ner geschätzt, mit dem ein entscheidender Teil der tschechischen Politiker den eher libera-
len  wirtschaftspolitischen  Ansatz  und weitgehende  Skepsis  zur  Vertiefung der  europä-
ischen  Integration  teilt.  London  wurde  auch  als  Gegengewicht  zu  einer  befürchteten
deutsch-französischen  beziehungsweise  ausschließlich  deutschen  Dominanz  in  Europa
betrachtet. 

Auf  die  Notwendigkeit  einer  Neuordnung  der  EU-Beziehungen  zu  Großbritannien
haben Vertreter tschechischer Parlamentsparteien im Februar 2017 mit einer gemeinsamen
Erklärung reagiert, die als eine „seltene Übereinstimmung“ in der politischen Szene wahr-
genommen  wurde.1 Gemeinsame Nenner  sind  vor  allem die  Beibehaltung der  Rechte
tschechischer  Bürger  im  Vereinigten  Königreich  und  der  gegenseitigen  ökonomischen
Bindungen sowie  die  Weiterentwicklung des  Bündnisses  im Sicherheits-  und  Verteidi-
gungsbereich. Zugleich sprach man sich klar für eine gemeinsame EU-Position und gegen
Tarifhindernisse und andere Beschränkungen des Freihandels mit Großbritannien aus.2

Im internationalen Vergleich gehört somit die tschechische Position zum europäischen
Mainstream. In einigen Bereichen hat es Prag in Bezug zum Vereinigten Königreich leich-
ter  als  andere.  Im Fall  der  Fälle,  dass  sich Großbritannien  beispielsweise  entscheidet,
ausländische  Arbeitskräfte  durch  Einheimische  zu  ersetzen,  kann Prag im Unterschied
etwa zu Warschau gelassener sein. Die etwa 80.000 im Vereinigten Königreich arbeitenden
Tschechen sind zumeist gut qualifiziert und könnten bei ihrer Rückkehr ins Heimatland die
Lage auf dem angespannten tschechischen Arbeitsmarkt gar verbessern.3

Die  deklarierte  Bereitschaft  der  Parlamentsparteien,  sich  an  der  Formulierung  und
Durchsetzung gemeinsamer Positionen der Mitgliedstaaten gegenüber London zu beteili-
gen, darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Mehrheit der tschechischen Repräsentan-

1 ČT24: Vzácná shoda českých politiků. Domluvili se na prioritách jednání o brexitu, 22.2.2017.
2 Euroskop: Předsedové stran se shodli na českých prioritách pro brexit, 22.2.2017.
3 Jan Moláček: Tomáš Prouza ve Dvaceti minutách Radiožurnálu, 17.1.2017.
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ten weiterhin desinteressiert bis skeptisch der Europäischen Union gegenüber stehen und
somit die Einstellungen in der Gesellschaft widerspiegeln. Die Tschechen schätzen zwar
die ökonomische Stärke der Europäischen Union und ihre Rolle als Friedensgarant. Jedoch
hegen sie auch ein historisch verankertes Misstrauen gegenüber supranationale Institutio-
nen und kritisieren ein angebliches Eingreifen Brüssels in die nationale Souveränität. 70
Prozent der Tschechen sind laut Umfragen davon überzeugt, dass die Europäische Union
zu viel Entscheidungsmacht habe.4 Das Wiederbeleben des Kerneuropa-Gedankens seitens
des neuen französischen Staatspräsidenten Emmanuel Macron stellt für Tschechien eine
große Herausforderung dar. Obwohl es für ein kleines Land im Herzen Europas, das mit
den wichtigsten Wirtschaftsländern Europas (allen voran Deutschland) eng verflochten ist,
klar  von Vorteil  wäre,  zum Kern der  EU-Integration zu gehören,  herrscht  darüber auf
politischer Ebene und in der Öffentlichkeit kaum Konsens. Aktuell sprechen sich lediglich
16 Prozent der Tschechen für eine Vertiefung der europäischen Integration und 25 Prozent
für eine verstärkte Eingliederung ihres Landes in die Europäische Union aus. Die größte
Gruppe der Befragten (rund 43 Prozent) wünscht sich, dass die gegenwärtige Lage beibe-
halten wird.5 Laut  Eurobarometer  finden nur 33 Prozent  der  Tschechen,  dass  die EU-
Mitgliedschaft ihres Landes generell eine gute Sache ist und bilden mit dieser Bewertung
in Europa ein Schlusslicht.6 Die Diskussion darüber, was es konkret bedeuten würde, wenn
Tschechien nicht am Integrationsprozess teilnehmen würde, bleibt unterentwickelt. 

Euro 

Ein  ähnliches  Dilemma  und  Skepsis  erfährt  auch  das  Thema  Euro.  Die  europäische
Währung ist in Tschechien weitgehend unpopulär.  Lediglich 21 Prozent der Tschechen
sind Umfragen zufolge für den Eintritt in die Eurozone, 48 Prozent sind entschieden dage-
gen.7 Auch der relativ pro-europäisch gesinnte Chef der Zentralbank, Jiří Rusnok (seit Juli
2016 im Amt), sprach sich im März dieses Jahres eindeutig für ein Abwarten mit dem
Übergang zum Euro aus – vor allem mit Hinweis auf die Unterschiede zwischen dem
tschechischen und westeuropäischen Preis- und Gehaltsniveau und der Unsicherheit der
Lage Griechenlands beziehungsweise einiger bedeutender europäischer Banken.8

Es ist  gerade  diese  pragmatische  ökonomische  Argumentation,  die  die  tschechische
Debatte um den Euro dominiert: „Ich will nicht in der Eurozone sein. Ich will nicht für
griechische Schulden und italienische Banken haften“, wie es der bisherige Finanzminister
Andrej Babiš, Vorsitzender der nach Umfragen stärksten Partei ANO, ausdrückt.9 Babiš,
der  im Zuge einer Affäre im Mai 2017 seinen Ministerposten räumen musste10,  betont
ebenso, dass die Krone es der Tschechischen Republik erleichtere, auf Krisen flexibel zu
reagieren, und bringt somit die Meinung vieler seiner Mitbürger zum Ausdruck. 

Die gemeinsame Währung wird an der Moldau eher selten als politisches Projekt und
Ausdruck der  Zugehörigkeit  zu Europa wahrgenommen.  Die Erkenntnis,  dass  sich die

4 Stem: Czech and German attitudes towards the European Union, 7.2.2017.
5 Centrum pro výzkum veřejného míněn: Tisková zpráva. Občané ČR o budoucnosti EU a přijetí eura – du-

ben 2017, Mai 2017.
6 Europan Parliament: Two years until the 2019 European elections: Special Eurobarometer of the European

Parliament, April 2017.
7 Centrum pro výzkum veřejného míněn: Tisková zpráva, 2017.
8 Deník: S rozhodnutím o euru bych klidně pět let počkal, říká Jiří Rusnok, 18.3.2017.
9 ČT24: Babiš je proti přijetí eura, Kalousek by naopak vstoupil do eurozóny co nejrychleji, 19.4.2017.
10 Hans-Jörg Schmidt: Tschechischer Donald Turmp löst Regierungskrise aus, in: welt.de, 3.5.2017; Alexan-

dra Mostyn: Frontalangriff auf die Demokratie, in: taz.de, 9.5.2017. 
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Eurozone möglicherweise in ein Kerneuropa verwandelt und dass es für Tschechien strate-
gisch wichtig sein könnte, nicht außen vor zu bleiben, leuchtet eher den kleineren Mitte-
rechts Parteien TOP 09 und KDU-ČSL und einem Teil der Sozialdemokraten (ČSSD) um
Premierminister Bohuslav Sobotka ein.11 Ob sich aber diese Sichtweise durchsetzt, wird
wesentlich von dem diesjährigen Wahlergebnis abhängen. Die bisherigen Umfragen stim-
men in dieser Hinsicht nicht gerade positiv.12

Migration

Vor allem die Migrationsfrage  hat  in den letzten Jahren zur verbreiteten Überzeugung
beigetragen, die Europäische Union entwickle sich in eine falsche Richtung. Die Entschei-
dung Angela Merkels vom September 2015,  die deutschen Grenzen für  Flüchtlinge zu
öffnen,  wurde  in  Tschechien  nicht  als  großzügige  humanitäre  Geste  wahrgenommen,
sondern als gefährlicher Alleingang. Die darauffolgende Mehrheitsentscheidung über die
Umverteilung von Flüchtlingen aus Griechenland und Italien im Rat der  Europäischen
Union verstärkte den Eindruck, man entscheide über die Köpfe der mittel- und osteuropä-
ischen Mitgliedstaaten hinweg. Die Überzeugung, dass Deutschland vielmehr ein Teil des
Problems als dessen Lösung ist, hat auch nach der faktischen Kursänderung der Kanzlerin,
der Schließung der Balkanroute und der Erklärung EU-Türkei nicht nachgelassen.

Seitdem gilt die Migrationsfrage als prominentes Politikum, obwohl das Land im Jahre
2015 gerade einmal 134 syrische Asylbewerber registrierte.13 In der öffentlichen Debatte
haben  sich  Hardliner  (Staatspräsident  Miloš  Zeman,  Innenminister  Milan  Chovanec)
durchgesetzt, die in der Krise ihre Chance sahen, politisch zu punkten. Keine bedeutende
politische Partei  oder  Persönlichkeit  hat  sich für  europäische Solidarität  und Offenheit
gegenüber Flüchtlinge ausgesprochen. Zur allgemeinen Verunsicherung, die in Teilen der
Bevölkerung in eine offene Islamfeindlichkeit mündete, hat auch die vereinfachende bis
tendenziöse Berichterstattung tschechischer Medien beigetragen.14

Für den moderaten und pro-europäischen Premierminister Sobotka, dessen Regierung
bemüht ist, zu betonen, dass ihr Land konstruktiver als andere Visegrád-Staaten und bereit
ist, sich am Schutz der Außengrenzen des Schengenraumes aktiv zu beteiligen und huma-
nitäre Hilfe in den Herkunftsländern zu leisten, ist es keine einfache Situation. 

Wird diese Haltung mit der gleichzeitigen Ablehnung der Umverteilung von Flüchtlin-
gen den europäischen Partnern, die die Hauptlast der Immigration tragen, reichen? Eher
nicht,  denn  in  Deutschland,  Frankreich  und  Brüssel  werden  Stimmen  laut,  die  eine
mangelnde Solidarität der Nettoempfänger der Visegrád-Staaten kritisieren. Sobotka lehnt

11 České Noviny: Sobotka: Česko si musí odpovědět na otázku, kdy přijmout euro, 16.5.2017. Die Sozial-
demokratie  hat  sich  auch  für  den  schnellen  Einstieg  in  den  Wechselkursmechanismus  ERM  II.
Ausgesprochen, vgl. České Noviny: ČSSD, KDU-ČSL, i TOP 09 jsou pro zavedení eura, ODS ho odmítá,
6.6.2017.

12 In den Umfragen führt laut der Gesellschaft Median mit 26 Prozent der Stimmen die populistische ANO-
Partei  des  erwähnten  Euro-Gegners  Andrej  Babiš,  auf  dem zweiten  Platz  sind  die  Sozialdemokraten
(ČSSD) mit 14 Prozent, gefolgt von der Kommunistischen Partei (KSČM) mit 13,5 Prozent, die euroskep-
tische ODS mit 9,5 Prozent, TOP 09 mit 9 Prozent und KDU-ČSL mit 7 Prozent, die für die Wahlen eine
Koalition mit der Bewegung Bürgermeister und Unabhängige (STAN) gebildet hat; Bronislav Pavlík/Petr
Švihel: Průzkum z vládní krize: Sociální demokraté propadli, ale mohou se zas vrátit, 25.5.2017.

13 Člověk v tísni: Často kladené dotazy, abrufbar unter:  https://www.clovekvtisni.cz/cs/migrace/info/casto-
kladene-dotazy (letzter Zugriff: 16.8.2017).

14 Symptomatisch war zum Beispiel die Affäre um die Berichterstattung des Privatfernsehsenders Prima, vgl.
Coilin O'Connor: Czech TV Station Tells Reporters To Take Hard Line On Refugees, in: Radio Free Euro-
pe/Radio Liberty, 2.6.2016.
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auch weiterhin die Verknüpfung der Zahlungen aus dem Kohäsionsfonds mit der Aufnah-
mebereitschaft für die Flüchtlinge ab.15 Ob diese Position haltbar ist, sei dahingestellt.

Anhand der letzten Entwicklungen in Ungarn und Polen nimmt Tschechien aus Sicht
Westeuropas die Rolle des konstruktivsten Landes der Visegrád Gruppe ein. Kurzfristig
kann das Land als Brückenbauer zu Warschau und Budapest dienen und davon profitieren.
Langfristig muss sich Prag aber entscheiden, welche Rolle es in der sich verändernden
Union  spielen  will.  Die  Debatte  darüber  hat  gerade  erst  begonnen.  Dass  sie  keinen
reibungslosen Verlauf haben wird, ist bereits an den diesjährigen Ereignissen abzulesen. 

Die tschechische Regierung verlor in der Person des Staatssekretärs für europäische
Angelegenheiten Tomáš Prouza nach einer  Regierungsumbildung im März einen sicht-
baren und entschiedenen Verfechter des europäischen Integrationsprozesses und wichtigen
Vermittler zwischen Prag und Brüssel.16 Sein Posten bleibt bis zu den Wahlen unbesetzt. 

Die tschechische Regierung und vor allem ihr Innenminister Chovanec führen einen
einsamen und sachlich unverständlichen Kampf gegen die europaweite Verschärfung des
Waffenrechts,  die  nach  den  Anschlägen  von  Paris  2015  auf  die  EU-Agenda  gesetzt
wurde.17 Im März verunsicherte der tschechische Außenminister Lubomír Zaorálek Vertre-
ter  anderer  Mitgliedstaaten  mit  einer  Aussage  zur  Beschränkung der  Freizügigkeit  der
Arbeitskräfte innerhalb der Union.18 Im Bereich der Gemeinsamen Europäischen Außen-
und Sicherheitspolitik signalisiert  Prag weiterhin seine Kooperationsbereitschaft  (Stich-
wort Europäische Armee). Bisher mangelt es aber an Vorschlägen, wie ein tschechischer
Beitrag zur europäischen Sicherheit konkret aussehen könnte.19

Noch weniger  Hoffnung wecken die  Positionen  von Babiš,  dessen  ANO-Partei  bei
Regionalwahlen im Oktober 2016 erfolgreich war. Babiš, der seit Langem populistische
antieuropäische  Aussagen  als  politische  Instrumente  benutzt,  hat  sich  im April  diesen
Jahres  eindeutig  für  ein  Europa  verschiedener  Geschwindigkeiten  mit  Tschechien  am
Rande, gegen den Euro und jegliche Vertiefung der Integration ausgesprochen. Die Tat-
sache, dass seine Partei in Brüssel Mitglied der liberalen ALDE-Fraktion ist, die weitge-
hend andere Positionen vertritt, scheint ihn dabei wenig zu stören.20 Babiš hat auch bisher
kein klares Bekenntnis zur Europäischen Union abgegeben.

In Tschechien ist er damit keine Ausnahme. Seit dem Tod von Václav Havel hat das
Land kaum mehr glühende Vertreter der europäischen Idee. Die Erfolge, die im Rahmen
der Europäischen Union erzielt wurden, werden nur selten öffentlich betont. Es mangelt an
langfristiger und parteiübergreifender Vision zur Weiterentwicklung des Landes in Europa.
Die letzten vier Jahre haben der Tschechischen Republik nach Jahren eine vergleichsweise
stabile  und pro-europäische Regierung gebracht.  Ob dieser Kurs auch nach den Parla-
mentswahlen in Oktober fortgesetzt wird, bleibt offen.
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